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Die Ganztagsschule spielt im aktuellen Bil-
dungsdiskurs eine große Rolle. In vielen 
Ländern wie den USA, Kanada und Eng-
land ist sie bereits seit langem Standard. 
Deutschland scheint sich dagegen etwas 
schwerer mit der Einführung der Ganztags-
schule zu tun. Dabei hat die Verteilung des 
Unterrichts auf den Vor- und Nachmittag 
auch hier lange Tradition. 
Beschulung zur 
Jahrhundertwende 
19./ 20. Jahrhundert 
Durchsetzung des Halbtags 
Zur Einführung der Schulpflicht Ende des 
19. Jahrhunderts ging die Unterrichtszeit in 
ganztägiger Organisation vormittags von 
08.00 Uhr bis 12.00 Uhr und nachmittags 
von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr. Neben städ-
tischen Schulen gab es Sommerschulen als 
Teilzeitangebot und Fabrikschulen zur Er-
möglichung von Bildung für Arbeiter*innen-
kinder (vgl. Rahm 2015, S. 67). 
Sommerschulen wurden von Kindern aus 
Bauernfamilien an drei Tagen der Woche 
für drei Stunden besucht. In den Wintermo-
naten galt die ganztägige Beschulung als 
Pflicht. Sommerschulen zeichneten sich 
durch Lehrer*innen- und Raummangel aus. 
Fabrikschulen wurden zwar 1891 durch 
das Verbot von Kinderarbeit geschlossen, 
jedoch mussten die Kinder weiter im Haus-
halt aushelfen oder in der Landwirtschaft 
mitarbeiten. 
Städtische Volksschulen, Sommerschulen 
und Fabrikschulen näherten sich Ende des 
19. Jahrhunderts dem Konzept der Halb-
tagsbeschulung an (vgl. ebd.). „So waren 
es vorwiegend politische, ökonomische 
und medizinische Gründe, die zur Einfüh-
rung des Halbtags führten: Kinderarbeit, 
räumliche und personelle Unterversorgung 
der Schulen, Fahrschüler und die Debatte 
um die Überbürdung der Lernenden durch 
schulische Pflichten führten zur halbtägigen 
Unterrichtsschule. Diese fand auch die Zu-




Zu Beginn des 20. Jahrhunderts wurden 
mehrere Entwürfe der Ganztagsschule rea-
lisiert. Die pädagogische Diskussion hinter-
fragte den Stellenwert, die Funktionen und 
die Aufgaben von Familie und Schule, um 
die Bildungspotenziale von Kindern zu nut-
zen (vgl. Rahm 2015, S. 69).  
Das Alternativschulwesen wurde auf Basis 
der massiven Schulkritik ausgebaut. Die 
Halbtagsschule galt als „Paukschule“, so-
wie als „Dressuranstalt“ (vgl. ebd.). Auch 
Kaiser Wilhelm II. äußerte sich 1890 auf 
einer Schulkonferenz in Berlin kritisch ge-
genüber dem öffentlichen Pflichtschulsys-
tem. Die Schulen würden den Erziehungs-
auftrag vernachlässigen, die Lernenden mit 
einer großen Stofffülle überlasten und kaum 
lebensnahen Unterricht bieten. Lehrkräfte 
und Unterrichtsbeamte wurden ebenso kri-
tisiert (vgl. ebd.). Aufklärerische Ideen wie 
von Jean-Jacques Rousseau kurbelten den 
reformpädagogischen Ganztag an: „Die 
Schule soll nicht länger Ort der Zurichtung 
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des Kindes auf die Vorstellungen der Er-
wachsenen sein.“ (ebd., S. 70) Päda-
gog*innen plädierten für eine lebensnä-
here und kindorientierte Schule (vgl. ebd.). 
In Form von Internaten oder Tagesschulen 
wurde der Ganztag durchgeführt. Mit star-
kem Fokus auf den Eigenwert und die 
Rechte der Lernenden sollten Heranwach-
sende die Möglichkeit bekommen, sich in-
dividuell zu entfalten. In Kindern wurden 
mögliche kindliche Genies vermutet (vgl. 
ebd.), da sie als einzigartige Wesen mit 
vielen Potenzialen betrachtet und dement-
sprechend stark individualisiert gefördert 
wurden. Sie sollten in ihrer autonomen Ent-
wicklung und vor allem vor der staatlichen 
Willkür geschützt werden (vgl. ebd.). 
Die alternativen Schul- und Erziehungskon-
zepte von Hermann Lietz, Gustav Wyneken 
und Peter Petersen, die im Folgenden vor-
gestellt werden, sollten sich deutlich von 
der Halbtagsschule abgrenzen. Elemente 
wie das gemeinsame Mittagessen, Förder-
unterricht, neue flexible Unterrichtsformen, 
Arbeitsgemeinschaften und die Integration 
von Hausaufgaben in die Schule wurden in 
den historischen Schulentwürfen bereits er-
kennbar und gaben der modernen Ganz-
tagsschulentwicklung ab den 1950er Jah-
ren im 20. Jahrhundert wichtige Impulse 
(vgl. ebd., S. 72). Bis heute sind sie Diskus-
sionsgegenstand und historische Ideenge-




Der Pädagoge Hermann Lietz (1868-1919) 
gründete 1898 das erste Landerziehungs-
heim in Ilsenburg. Er gilt als Initiator der Er-
ziehungsschulen in Deutschland und prägte 
das Bild einer Internatsschule mit dem 
Motto der Naturverbundenheit auf dem 
Lande und ohne Einfluss des Elternhauses 
(vgl. ebd.). Lietz war der Meinung, dass 
sich Kinder in der Großstadt nicht selbst 
entwickeln können und Naturtriebe unter-
drückt werden müssten, sodass sie unge-
sund und unartig werden würden (vgl. 
ebd., S. 73). 
Im familienähnlichen Gemeinschaftsleben 
seines Landeserziehungsheims stand die 
Charakterbildung im Mittelpunkt. Lernende 
sollten zu körperlich und geistig starken, 
seelisch gesunden, mutigen und „reinen“ 
Menschen erzogen werden. Mithilfe von 
Kunstübungen, Sport, einer gesunden Er-
nährung und der Beschäftigungen in der 
Natur sollte die Selbsterziehung zum sittli-
chen Charakter erfolgen. Der der Wissen-
schaft verpflichtete Unterricht verstand sich 
als Kunst (vgl. ebd., S. 75). Der Tagesab-
lauf wurde engmaschig rhythmisiert und be-
gann 6.10 Uhr morgens. Die Unterrichts-
stunden standen neben Tätigkeiten wie 
„praktische Arbeit; Turnen; Spiel“ von 
14.00 Uhr bis 16.00 Uhr oder dem Tages-
abschluss in der Kapelle vor dem Zubettge-
hen um 20.30 Uhr (vgl. ebd., S. 76). 
Die ganztägige Beschulung wurde beab-
sichtigt, da die Familien dem Erziehungs-
auftrag nicht mehr gerecht wurden. Gesell-
schaftliche Prozesse wie die Industrialisie-
rung und ständige Wohnortswechsel wie 
die Flucht in die Großstädte machten Erzie-
hungsschulen erforderlich. Nach Lietz 
würde das Leben der Elterngeneration den 
Kindern schaden, sodass sie davor ge-
schützt werden müssten (vgl. ebd., S. 74). 
Zudem lasse sich durch Erziehungsschulen 
die soziale Frage lösen, da Probleme durch 
Klassengegensätze und Heterogenität mit-
hilfe der Heimerziehung behoben werden 
könnten (vgl. ebd., S. 73). 
Zusammenfassend ist Lietz‘ Entwurf einer In-
ternatsschule auf dem Lande ein ganzheitli-
ches Erziehungsmodell, welches sich an 
idealistischen Familienwerten orientiert 
(vgl. ebd., S. 76). Das ganztägige Ange-
bot bietet sowohl praktische als auch künst-
lerische Aktivitäten im Rahmen einer ange-
messenen Betreuung. Das gemeinschaftli-
che Miteinander verfolgt höchste Erzie-
hungsziele und soll als ganzheitliche Vor-
bereitung auf das Leben gelten (vgl. ebd.). 
Freie Schulgemeinde 
Gustav Wyneken (1875-1964) entwickelte 
die Erziehungsschule weiter und gründete 
1906 das Heim Wickersdorf. Das Schul-
konzept zeigt eine ganztägige Beschulung 
in Form von Internaten oder Tagesschulen, 
die ebenso abseits der Familienerziehung 
stattfindet. Der Pädagoge meinte, die Fami-
lie wäre als Entwicklungsort ungeeignet, 
weil die Kinder weder körperlich gefördert 
werden würden, noch in hygienischer 
Weise richtig erzogen werden könnten 
(vgl. ebd., S. 78). Die Persönlichkeitsent-
wicklung erfolge vor allem ab der Pubertät, 
sodass er der Jugend Entfaltungsmöglich-
keiten geben und sie aus engen Familien-
verhältnissen herausführen wollte (vgl. 
ebd., S. 79). Weynekens Schulkonzept 
zeigt sehr ähnliche Merkmale wie die Er-
ziehungsschule bei Lietz, jedoch legt die 
freie Schulgemeinde einen großen Wert 
auf das Verhältnis zwischen einem „Führer“ 
und einer Gefolgschaft. Es handelt sich je-
doch um eine sog. freiwillige Bindung des 
Jugendlichen an einen Führer, welche zu 
sozialem Glück verhelfen soll (vgl. ebd., S. 
82). 
Gemeinschaftsschule  
Die Alternativschule Peter Petersens (1884-
1952), auch bekannt als Jena-Plan-Schule, 
betont das eigenverantwortliche Lernen im 
Gruppenunterricht. Sie sollte ein Lebensort 
für Kinder, Lehrkräfte und Eltern sein und 
die „Angehörigen des Volkes“ wahrneh-
men und erziehen (vgl. ebd., S. 84). Eine 
ganzheitliche Bildung, kombiniert mit der 
Gemeinschaftserziehung und der Entwick-
lung von „sittlich-sozialen Persönlichkeiten“ 
(ebd., S. 87) im Rahmen eines rhythmisier-
ten Schulalltags prägten den Schulentwurf. 
Die pädagogischen Grundformen des Mit-
einanders drückten sich durch Arbeit, Ge-
spräch, Spiel und Feier aus (vgl. ebd., S. 
85). 
An der Gemeinschaftsschule greift der Un-
terricht bis in den Nachmittag, jedoch ist 
sie nicht als Ganztagsschule organisiert, da 
keine Freizeitangebote existieren und kein 
gemeinsames Mittagessen praktiziert wird. 
„Tendenziell weist die Gemeinschafts-
schule damit über die Halbtagsschule als 
zeitlich und curricular begrenztes Unter-
richtsangebot hinaus. Die Universitäts-
schule in Jena trägt als universitär begleite-
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tes Reformprojekt bei zur schul- und unter-
richtstheoretischen Fundierung der Ganz-
tags.“ (ebd., S. 88) 
Als ausgereiftestes Modell der Reformbe-
wegung, gab die Jena-Plan-Schule wichtige 
Impulse für den Ganztagsbetrieb (vgl. 
ebd., S. 83). 
Idealismus und Macht-
missbrauch 
Die vorgestellten Pädagog*innen prägten 
die reformpädagogische Geschichte des 
Ganztags. Sie verband ihre politische Ein-
stellung und Weltanschauung. Sie vertraten 
faschistische Ideologien. Lietz galt als anti-
semitisch und nationalistisch (vgl. ebd., S. 
72). „Wyneken lebt[e] 1934 als Redner 
und Schriftsteller. Sein Versuch, im Natio-
nalsozialismus erneut eine Leitungsfunktion 
zu übernehmen, scheitert[e].“ (Ludwig 
1993, S. 86ff) „Die Orientierungen Peter-
sens zur Zeit des Nationalsozialismus sind 
dokumentiert. Sie belegen die Möglichkeit 
einer Politisierung des Gemeinschaftsge-
dankens im Sinn einer völkischen Ideolo-
gie.“ (Oelkers 1992, S. 167f.) 
Das Argument der Politisierung ist bei allen 
drei vorgestellten Schulentwürfen vorstell-
bar. Die Pädagog*innen entwickelten ihre 
Schulen mit einem überhöhten Menschen-
bild, sowie einer idealistischen Vorstellung 
von menschlichen Gemeinschaften (vgl. 
Rahm 2015, S. 90). Hier sollten die Indivi-
duen ihre Potenziale für die Verwirklichung 
einer übergeordneten Idee entfalten (vgl. 
ebd.). Vor allem das Führer-Gefolgschafts-
Verhältnis birgt Gefahren, da Manipulation 
und Instrumentalisierung in engen persona-
len Beziehungen möglich sind (vgl. ebd.). 
Besonders zu betrachten sind die Formen 
von Gewalt und sexualisierte Übergriffe. 
Häufig wurden die Machtstellungen ausge-
nutzt und Schüler*innen systematisch über-
wacht. In den Landerziehungsheimen über-
nahmen Lehrkräfte die Aufsicht für jüngere 
Kinder und konnten somit Informationen an 
die Schulleitung weiterleiten (vgl. ebd., S. 
91). 
„Lietz wird ein herrischer Charakter zuge-
schrieben. Wenn er die Disziplin gefährdet 
sah, schlug er zu.“ (ebd.) 
Sanktionen und paramilitärische Übungen 
gab es für Verstöße der strikten Kleiderord-
nung. Kritiker*innen berichteten, dass 
Schüler*innen für Renovierungen im Haus 
und Garten ausgenutzt worden waren (vgl. 
ebd.). 
Wyneken wurde später wegen seiner ho-
mosexuellen Beziehungen zu Schüler*in-
nen inhaftiert. Die starke Schulkritik als Aus-
löser der Alternativschulen verurteilte einst 
die Willkür der Pädagog*innen. In den Re-
formeinrichtungen wurden diese Willkür 
und ein systematischer Missbrauch erneut 
deutlich.  
Folgen für die heutige 
Ganztagsschulentwick-
lung 
Die reformpädagogischen Visionen gelten 
als Ideengeber für Schüler*innenorientie-
rung und Anerkennung der Rechte der Kin-
der Schule (vgl. ebd., S. 92). Die Miss-
brauchsfälle sind zu analysieren und heute 
muss ein besonderes Augenmerk auf die 
pädagogische Professionalität gelegt wer-
den. Die Distanz zu anvertrauten Kindern 
muss gewahrt werden und ihre Autonomie 
und Menschenwürde muss respektiert wer-
den (vgl. ebd., S. 93). 
Auch aktuell besteht die Debatte um die Zu-
ständigkeit und die Funktionen von Familie  
und Schule. Die Gemeinschaftserziehung 
wird unter der Perspektive der ungleichen 
Bildungschancen diskutiert (vgl. ebd.). 
Ganztagsschulentwick-
lung in der Zeit des Natio-
nalsozialismus 
Die Entwicklung pädagogischer Schulrefor-
men war zur Zeit des Nationalsozialismus 
kaum realisierbar. So prägte die NS-Politik 
mit ihrer Ideologie das Schulwesen (vgl. 
Ludwig 2004, S. 214). Jedoch konnten Pä-
dagog*innen im Exil die Reformpädagogik 
weiterentwickeln und Schulen gründen. 
Eine von ihnen war Minna Specht, die in 
den 20er Jahren das Landerziehungsheim 
Walkemühle gründete und nach 1933 den 
Ganztag in Dänemark und England er-
probte (vgl. ebd.). In Deutschland konnten 
in verschiedenen Formen Ansätze beibe-
halten und weiterentwickelt werden. Bei-
spielsweise konnte Petersens Jena-Plan-
Schule, mit Anpassungen an das NS-Re-
gime, bestehen bleiben. Einen Plan zum 
Ausbau seiner Universitätsschule als Ganz-
tagsschule legte Petersen 1936 vor, wel-
cher jedoch nie umgesetzt wurde (vgl. 
ebd.). Petersen konnte gegen Ende des 
Zweiten Weltkriegs kurzzeitig eine Tages-
heimschule realisieren (vgl. ebd., S. 215). 
Nach Kriegsende und der Zeit des Natio-
nalsozialismus wurde die Weiterentwick-
lung der modernen Ganztagsschule voran-
getrieben (vgl. ebd.). 
Ganztagsschule in der 
DDR 
Einführung einer ganztägigen 
Betreuung 
Die Bildungspolitik verfolgte das Ziel, das 
Bildungsprivileg der bürgerlichen Kinder 
aufzuheben. Als Folge dessen trennte sich 
die DDR von der Differenzierung zwischen 
Volksschule und Höherer Schule (vgl. Jes-
sen 2004, S. 222) und baute die halbtä-
gige Einheitsschule auf (vgl. Hage-
mann/Mattes 2009, S. 12f.). Neben der 
Einführung der Einheitsschule wurden Kin-
dergärten und Horte als Teil des Bildungs-
systems eingerichtet (vgl. ebd.), sowie freie 
Arbeitsnachmittage, die aus den Zeiten der 
Weimarer Republik übernommen wurden 
(vgl. Geißler 2004, S. 162). Es gab Nach-
mittagsangebote zum zusätzlichen Wis-
senserwerb, zur Erziehung und Freizeitge-
staltung. Letzteres war oft verbunden mit 
politischer Erziehung, wie bei den wöchent-
lichen Pioniernachmittagen oder den Vor-
bereitungsstunden auf die Jugendweihe 
(vgl. ebd.). 
Allgemein war Schule in der DDR eng ver-
bunden mit der sozialistischen Ideologie 
des Staates (vgl. ebd., S. 161). Die schuli-
schen und außerschulischen Aktivitäten 
blieben jedoch vorerst gering und die Hort-
plätze waren den Kindern von arbeitstäti-
gen Müttern vorbehalten. Folglich ver-
brachten viele Kinder und Jugendliche ihre 
Freizeit weiterhin auf der Straße (vgl. ebd., 
S. 162). Die Einführung einer ganztägigen 
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flächendeckenden Betreuung wurde als 
Möglichkeit gesehen, diesem Umstand ent-
gegenzuwirken (vgl. ebd.). 
Daneben sprachen weitere Gründe für ein 
ganztägiges Schulsystem: Durch die Ab-
wanderung von Teilen der Bevölkerung in 
den Westen war die DDR ab den 1960er-
Jahren verstärkt auf die Arbeitskraft der 
Frauen angewiesen, sodass die Kinder 
nicht zu Hause betreut werden konnten 
(vgl. Hagemann/Mattes 2009, S.14; Stöt-
zel/Wagener 2014, S. 50). Außerdem 
wollte man durch den Hort, der nicht mehr 
länger nur Aufsichts- sondern auch Bil-
dungsort sein sollte, die hohe Anzahl an Sit-
zenbleibern*innen verringern und Arbei-
ter*innenkinder gezielt fördern. Dies sollte 
dazu beitragen, den Abschluss der 10. 
Klasse für alle zu ermöglichen (vgl. Hage-
mann/Mattes 2009, S. 14).  
Tagesschulen als allgemeiner 
Standard? 
Neben dem Hortsystem wurden ab Ende 
der 1950er-Jahre außerdem Pläne für Ta-
gesheimschulen verfolgt und noch 1957 
konnten die ersten dieser Schulen eröffnet 
werden. Bis 1963 entstanden insgesamt 
113 Tagesheimschulen (vgl. Geißler 2004, 
S. 162f.). Es wurden parallel Tagesheim-
schulklassen gegründet, welche als Zwi-
schenschritt zur reinen Tagesheimschule ge-
dacht waren (vgl. Markert 2011, S. 283). 
Die Schulen waren angelehnt an die Inter-
natserziehung der UdSSR (vgl. Stötzel/Wa-
gener 2014, S. 50). 
Insgeheim sollten sie keine Dauerlösung, 
sondern lediglich ein Schritt zu einem breit 
ausgebauten Netz an Internatsschulen sein 
(vgl. Hagemann/Mattes 2009, S. 14). 
Im Jahr 1960 sprach Walter Ulbricht sich 
offiziell für eine „ganztägige Betreuung 
und Erziehung“ (Geißler 2004, S. 163) für 
alle Schüler*innen aus. An die Stelle der 
Horte sollten, da wo es die Bedingungen 
erlaubten, Tagesschulen treten (vgl. ebd.). 
Der begriffliche Wechsel zu „Tagesschule“ 
wurde vollzogen, da der Terminus offener 
und weniger bevormundend wirkte, als der 
vormalige Titel „Tagesheimschule“ (vgl. 
Markert 2011, S. 280). 
In den Tagesschulen sollten Kinder mit ar-
beitstätigen Eltern ein Mittagessen bekom-
men, sowie eine anschließende Hausauf-
gabenbetreuung und Freizeitangebote (vgl. 
Geißler 2004, S. 163). Auch hier wurde 
mit der Verminderung der Sitzenbleiber*in-
nenquoten argumentiert. 
Dazu kam die Hoffnung, das hohe Lernpen-
sum besser bewältigen zu können. Man 
versprach sich außerdem einen höheren 
staatlichen Einfluss auf die Erziehung (vgl. 
ebd.), während vom Staat als negativ ein-
gestufte Einflüsse zurückgedrängt werden 
sollten (vgl. Markert 2011, S. 282). Die 
Auswirkungen der ganztägigen Beschu-
lung der Kinder auf die Erwerbsmöglichkei-
ten der Eltern spielten eine ebenso entschei-
dende Rolle (vgl. Geißler 2004, S. 163). 
Sowohl die beschäftigungspolitische Argu-
mentation als auch das Ziel der Leistungs-
verbesserung der Schüler*innen sind As-
pekte, welche in der heutigen Debatte zur 
Ganztagsschule noch relevant sind (vgl. 
Markert 2011, S. 307). Daneben decken 
sich auch weitere Vorteile, die man zu Be-
ginn der 1960er-Jahre in der Tagesschule 
sah, mit den Argumenten, die heute für 
Ganztagsschulen hervorgebracht werden: 
Vielfältigere Methoden, Hausaufgabenbe-
treuung, individuelle Förderung und „Rhyth-
misierung“ tauchen inhaltlich in den da-
mals genannten Vorzügen auf – auch wenn 
sich die Begrifflichkeiten teilweise unter-
scheiden (vgl. ebd., S. 284f.). 
Bis 1966 sollte die Tagesheimschule flä-
chendeckend eingeführt werden. Aller-
dings wurde dieser Plan schnell verworfen, 
da nicht ausreichend finanzielle Mittel zur 
Verfügung standen (vgl. Geißler 2004, S. 
164). Die begleitende Forschung, die sich 
mit den Tagesschulen befasste, konnte auch 
keine Effekte der Schulform belegen, die 
die teure Umsetzung legitimiert hätten (vgl. 
Markert 2011, S. 286). Des Weiteren stieß 
die allgemeine Einführung der Tagesschule 
auch seitens der Ärzte, Kirchen und Eltern 
auf Widerstand. Es wurde argumentiert, 
dass eine solche Schule die Kinder von ih-
ren Eltern distanzieren würde, sie überan-
strenge und das Elternrecht einschränke 
(vgl. Hagemann/Mattes 2009, S. 14).  
Anstatt die Tagesschulen allgemein einzu-
führen, blieben sie als Versuchsschulen be-
stehen, an denen verschiedene pädagogi-
sche Konzepte und kollektive Erziehungs-
formen ausprobiert wurden. Die Schulen 
hatten im Rahmen der Lehrpläne und der 
Aufgaben zur politischen Erziehung, wie 
dem Pionierauftrag und der Vorbereitung 
auf die Jugendweihe, eigenständige Pro-
file. Wie an anderen Schulen der DDR in 
dieser Zeit, gab es an den Tagesschulen 
täglich zweimal Frühstück, ein warmes Mit-
tagessen und „Vesper“ am Nachmittag. 
Die Schulen hatten Nachmittagsbetreuung 
für alle Schüler*innen und boten einen 
niedrigeren Betreuungsschlüssel als die Re-
gelschule (vgl. Geißler 2004, S. 164f.). 
Von dieser unterschieden sie sich weiter 
durch eine veränderte Pausenregelung und 
das Verhältnis zwischen individueller und 
kollektiver Freizeit, sowie gelenkten und 
freien Methoden in den außerunterrichtli-
chen Angeboten (vgl. ebd.).  
Zu den erprobten Konzepten der Tages-
schulen gehörten Verzicht auf Hausaufga-
ben, unterschiedliche Arbeitsgemeinschaf-
ten, Wechsel zwischen Konzentrations- und 
Entspannungsphasen und Kursunterricht 
am Nachmittag. Insgesamt blieb der Unter-
richt aber weitestgehend auf den Vormittag 
verteilt, sodass der Nachmittag in die Ver-
antwortung von Erzieher*innen fiel (vgl. 
ebd.). 
Ausbau der Regelschule 
Während nach 1965 die Idee der allge-
meinen Einführung der Tagesschule in den 
Hintergrund rückte und diese schließlich 
ausliefen (vgl. Geißler 2004, S. 165f.), 
konzentrierte man sich auf den Ausbau der 
Regelschulen (vgl. ebd.; Hagemann/Mat-
tes 2009, S. 15). 1964/65 wurde diese 
Umorientierung gesetzlich festgelegt, wäh-
rend auf dem Papier der Ausbau der Tages-
schulen schrittweise, in Abhängigkeit von 
der wirtschaftlichen Lage, fortgeführt wer-
den sollte (vgl. Markert 2011, S. 287). 
Im Rahmen des Regelschulausbaus wurden 
die Angebote von Kindergärten und Schul-
horten erweitert, sodass fast alle Kinder von 
diesen erreicht wurden. Weiter wurde das 
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Nachmittagsprogramm der Schulen vielfäl-
tiger. Es gab verschiedenste Arbeitsgemein-
schaften und Sportgruppen. Ergänzt wur-
den diese Angebote durch außerschulische 
Freizeitaktivitäten, durch Angebote von 
Freizeiteinrichtungen und gesellschaftlichen 
Organisationen sowie Betrieben oder For-
schungseinrichtungen. Auch das Unter-
richtsangebot wurde durch den Ausbau ver-
ändert: Es wurden Zirkel und Arbeitsge-
meinschaften für die Klassen 9 und 10 ge-
schaffen, im Rahmen derer die Schüler*in-
nen ihr Wissen vertiefen konnten. 
Die Arbeitsgemeinschaften sollten auch auf 
die Klassen 7 und 8 ausgedehnt werden. 
Allerdings waren diese Pläne mit der Sorge 
verbunden, zu viel zu differenzieren (vgl. 
Geißler 2004, S. 166). Zu Beginn der 
1980er Jahre begannen die meisten Schu-
len außerdem, den Posten der stellvertreten-
den Direktor*innen einzuführen, die für die 
Organisation außerschulischer Angebote 
zuständig waren (vgl. ebd., S. 167). 
Nach dem Ausbau der Regelschule ver-
fügte die DDR über „das weltweit und his-
torisch wohl am dichtesten geknüpfte Netz 
von Erziehungseinrichtungen“ (ebd., S. 
167). Dieses war für die Familien unentgelt-
lich und Unterrichtsausfall kam nur selten 
vor. Der Unterricht, der in diesem System 
stattfand, war geprägt durch Staatskonfor-
mität und parteiliche Erziehung und der 
Übergang zwischen Unterricht und Freizeit 
gestaltete sich fließend. Dabei wurden El-
tern und „Erziehungskräfte“ aus Betrieben 
und staatlichen Einrichtungen in die Pla-
nung einkalkuliert (vgl. ebd.). 
Regelschule der DDR – 
eine moderne Ganztags-
schule? 
Nach Geißler erfüllte die ganztägige Re-
gelschule der DDR der 1980er-Jahre fast 
alle Kriterien einer offenen Ganztags-
schule: Es gab Hausaufgabenbetreuung, 
Freizeitaktivitäten, Fördermaßnahmen, viel-
fältige Arbeitsgemeinschaften und Kurse, 
Projektarbeit, fakultativen Unterricht, Werk-
stattunterricht, Kooperationen mit außer-
schulischen Institutionen sowie ein warmes 
Mittagessen (vgl. ebd.). Gleicht man die or-
ganisatorischen Merkmale der Schule in 
der DDR mit den formal-organisatorischen 
Vorgaben der Kultusministerkonferenz 
2010 für heutige Ganztagsschulen ab, 
kommt man auch hier zu dem Schluss, dass 
sie die Kriterien erfüllen: Es gab an mehr 
als drei Tagen Angebote von mindestens 
sieben Zeitstunden. Weiter gab es Mahlzei-
ten, die alle in Anspruch nehmen konnten. 
Außerdem fielen auch die Aktivitäten am 
Nachmittag in die Verantwortung der 
Schulleitung (vgl. Markert 2011, S. 292).  
Ein deutlicher Unterschied zwischen der 
ganztägigen Schule in der DDR und den 
heutigen Ganztagsschulen stellt natürlich 
die starke ideologische Prägung dar (vgl. 
ebd.). 
Ende des ganztägigen Lernens 
Die Effekte, die man sich von der ganztägi-
gen Betreuung versprochen hatte, blieben 
unter den Erwartungen. Gerade die älteren 
Schüler*innen gestalteten ihre Freizeit trotz 
der Angebote noch individuell, da die schu-
lischen Angebote wenig auf die Interessen 
der Kinder und Jugendlichen zugeschnitten 
waren, sondern eher politische und gesell-
schaftliche Ziele verfolgten. 
Eine großflächige Teilnahme am Ganztag 
fand nur in den Klassenstufen 1 bis 4 durch 
die Zusammenarbeit mit dem Hort statt (vgl. 
Geißler 2004, S. 167f.). Auch die erhoff-
ten Effekte auf die Schüler*innenleistungen 
blieben gering: Etwa 14% der Schüler*in-
nen gingen vor Abschluss der 10. Klasse 
ab. Die Notenspiegel verbesserten sich 
zwar, allerdings hing dies vor allem damit 
zusammen, dass die Lehrer*innen anhand 
der Zensuren ihrer Schüler*innen bewertet 
wurden (vgl. ebd., S. 168). Lediglich die 
beschäftigungspolitischen Auswirkungen 
entsprachen der Zielsetzung (vgl. Markert 
2011, S. 293). 
In den letzten Jahren der DDR wurden die 
Systemmöglichkeiten als erschöpft betrach-
tet und signifikante Effekte wurden nicht län-
ger erwartet. Insgesamt schien eine Verän-
derung des Schulsystems erforderlich. Es 
konnte davon ausgegangen werden, dass 
der Unterricht am Sonnabend sich auf 
lange Sicht nicht halten würde und die ver-
mehrt auffälligen Jugendgruppen, die sich 
nicht in bestehende Gemeinschaften ein-
ordnen wollten, schienen ein Anzeichen für 
neue Bedürfnisse zu sein. Als Folge dessen 
trennte sich die Freizeitgestaltung im Ju-
gendalter von der extremen schulischen 
Bindung und sollte stattdessen durch an-
dere Organisationsformen, wie Künst-
ler*innenverbände, übernommen werden. 
Die sozialistische Erziehung sollte weiterhin 
bestehen bleiben und gerade die Eltern wa-
ren in der Verantwortung, dies zu gewähr-
leisten (vgl. Geißler 2004, S. 168). 
Schule in der BRD 
Festhalten am bekannten Sys-
tem 
Im Gegensatz zur DDR gab es in der BRD 
wenig Interesse, eine ganztägige Schule 
einzuführen. Pädagogische Reformen stie-
ßen nach dem Krieg, gerade von bürger-
lich-liberaler und christlich-konservativer 
Seite, aus drei Motivationen heraus auf Ab-
lehnung: Man wollte sich sowohl vom Na-
tionalsozialismus als auch von der DDR so-
wie den pädagogischen Ideen der Westal-
liierten abgrenzen (vgl. Hagemann/Mattes 
2009, S. 10). Während Erziehung in der 
DDR zur staatlichen Aufgabe wurde (vgl. 
ebd., S. 13), hielt man in der Bundesrepub-
lik an der Trennung von Erziehung und 
Schule fest. Um das Bild der Ernährer-Haus-
frau-Familien zu bewahren, wurden Hort-
plätze bewusst geringgehalten. Ganztä-
gige Betreuung wurde im Westen nur als 
Lösung für soziale Notlagen verstanden 
und fiel damit weiterhin in die Verantwor-
tung der Jugendfürsorge (vgl. ebd., S. 11). 
Auch die selektierende Mehrgliedrigkeit 
des Schulsystems wurde weiter aufrecht-
erhalten und mit ihr die geringe Zahl an Un-
terschichtskindern, die Gymnasien oder 
Universitäten besuchten (vgl. Jessen 2004, 
S. 211). 
Die Ganztagsschule, für die sich sowohl 
Vertreter*innen der Reformpädagogik, als 
auch die 1955 gegründete Gemeinnützige 
Gesellschaft Tagesheimschule e. V. aus-
sprachen, wurde vehement abgelehnt. Die 
Argumentation, mit der ganztägigen 
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Schule als Maßnahme der zeitspezifischen 
Notlage der Kinder entgegenzuwirken, traf 
ebenso wenig auf Zustimmung, wie die Be-
gründung des Gewinns für das Familienle-
ben, der durch die Anpassung der Schul-
zeit an die Arbeitszeiten erreicht würde 
(vgl. Hagemann/Mattes 2009, S. 11). Die 
genannten Gründe für die Ablehnung der 
Ganztagsschule gestalteten sich ähnlich 
wie im Osten: Ärzte sprachen von Überan-
strengung der Kinder, die katholische Kir-
che befürchtete eine Entfremdung der Kin-
der von ihren Familien und eine Einschrän-
kung des Erziehungsrechts der Eltern. Wei-
ter wurde argumentiert, dass eine ganztä-
gige Betreuung die Eltern dazu anstifte, 
ihre Erziehungsverantwortung abzugeben. 
Neben den Ärzten und der katholischen 
Kirche, sprachen sich auch Sozialwissen-
schaftler*innen, Unionsparteien und Leh-
rer*innenverbände gegen die Tagesschu-
len aus. Die ganztägige Schule schien 
höchstens als Hilfsmaßnahme für Familien 
denkbar, die keinerlei Möglichkeit hatten, 
ihre Kinder zu Hause zu betreuen (vgl. 
ebd., S. 11f.). 
Während des wirtschaftlichen Auf-
schwungs der 1950er- und 60er Jahre stieg 
zwar die Zahl der Teilzeitarbeitsplätze für 
Frauen an, allerdings wurden erwerbstä-
tige Mütter durch Kinderärzte und Sozial-
wissenschaftler*innen stark kritisiert (vgl. 
ebd., S. 12). 
Ganztagsschuldebatte zu Zei-
ten der „Bildungskatastrophe“ 
Nach dem „Sputnikschock“ am Ende der 
1950er-Jahre wurde in der BRD von einer 
„Bildungskatastrophe“ gesprochen, welche 
eine Diskussionsplattform für reformpäda-
gogische Ideen eröffnete. Die Abgrenzung 
zur Bildungspolitik der DDR rückte in den 
Hintergrund und der Fokus fiel auf das Ziel, 
die Chancengleichheit zu verbessern. In 
Folge dessen plädierte der Deutsche Bil-
dungsrat für den Ausbau von Ganztags-
schulen und Vorschulerziehung. Es wurden 
ganztägige Versuchsschulen gegründet 
und die Betreuungsplätze in Kindergärten 
signifikant erhöht. Allerdings war eine 
große Mehrheit der Kindergärten nur halb-
tags geöffnet (vgl. ebd., S. 16). Der Aus-
bau der ganztägigen Vorschulerziehung 
stand nie ernsthaft zur Debatte und die In-
stitutionen wurden als „Familien ergän-
zende, nicht aber Familien ersetzende Bil-
dungseinrichtungen“ (ebd., S. 16) bewor-
ben. 
Die Versuchsschulen stießen zunächst auf 
großen Zuspruch und wurden in den 
1960er-Jahren als moderne und zeitlich an-
gemessene Schulform gehandelt. Mit dem 
Regierungswechsel 1969 wandelte sich 
dieses Bild jedoch rasch. Die Distanzierung 
von der Ideologie der DDR wurde durch die 
Unionsparteien abermals aufgegriffen und 
die Ganztagsschule als „sozialistische Ein-
heitsschule“ abgelehnt. Auch die Finanzier-
barkeit des Schulausbaus wurde als Argu-
ment gegen die Ganztagsschulen ange-
führt, was nach Hagemann und Mattes 
aber eher ein Vorwand war (vgl. ebd., S. 
16). Betreuungsangebote für Kinder im Vor-
schulalter blieben zum großen Teil halb-
tags. Weniger als zehn Prozent der Kinder 
im Elementarbereich gingen an eine Ganz-
tagsschule oder besuchten einen Hort. Ent-
sprechend wurde Müttern zur Teilzeitarbeit 
geraten, sodass sie weiterhin Mittagessen 
zubereiten und Hausaufgaben betreuen 
konnten. Während in Ostdeutschland ge-
gen Ende der 1980er Jahre 78 % der 
Frauen erwerbstätig waren, lag die Quote 
in der Bundesrepublik bei 53 %. Die „Er-
nährer-Hausfrau/Zuverdienerin-Familie“ 
blieb das Ideal (vgl. ebd.).  
Entwicklung nach dem Mauer-
fall 
Nach dem Mauerfall und der Wiederverei-
nigung 1989/90, wurde das Schulsystem 
des Westens in den neuen Bundesländern 
übernommen. Sowohl die Halbtagsschule 
als auch die segregierenden Strukturen 
wurden in Ostdeutschland eingeführt. Zwar 
blieben die ganztägigen Kindergärten 
größtenteils bestehen, die Betreuungsange-
bote für Schulkinder wurden jedoch stark 
abgebaut. Trotz des Abbaus war das Netz 
an Erziehungseinrichtungen weiterhin dich-
ter, als das in Westdeutschland (vgl. ebd., 
S. 17). Bis heute sind in den ostdeutschen 
Bundesländern Horteinrichtungen weiter 
verbreitet, welche die ganztagsschulische 
Entwicklung begünstigen (vgl. Markert 
2011, S. 277f.). 
Entwicklung im 21. Jahrhun-
dert 
Durch die Ergebnisse von internationalen 
Leistungsvergleichsstudien (TIMSS, IGLU) 
und der PISA Studie im Jahr 2000 wurde 
das schlechte Abschneiden deutscher 15-
jähriger Schüler*innen deutlich (vgl. Stöt-
zel/Wagener 2014, S. 52). Daraufhin hat 
die Kultusministerkonferenz (KMK) das Ziel 
aufgestellt, dass deutsche Schüler*innen 
bis 2013 bei der PISA Studie zu den Besten 
gehören sollen.  
Es festigte sich die Annahme, dass eine 
ganztägige Beschulung wirksam für eine 
Leistungsverbesserung sei und die soziale 
Ungleichheit und somit Bildungsbenachteili-
gung reduziere (vgl. ebd.). Die schlechten 
Ergebnisse kurbelten massive Fördermaß-
nahmen an. Der Bund investierte ab 2003 
vier Milliarden Euro in den Ausbau und die 
Gestaltung von Ganztagsschulen. Mithilfe 
des Investitionsprogramms „Zukunft Bil-
dung und Betreuung“ wurden zwischen 
2003 und 2009 die Infrastruktur von Schu-
len ausgebaut und die wissenschaftliche 
Begleitung finanziert (vgl. ebd.). Diese em-
pirische Begleitforschung sollte „wissen-
schaftliche Erkenntnisse über die Struktur, 
Entwicklung und Wirksamkeit von Ganz-
tagsschule in Deutschland“ (ebd., S. 54) 
dokumentieren. Die StEG-Studie (Studie zur 
Entwicklung von Ganztagsschulen) stand 
im Mittelpunkt (vgl. ebd.), jedoch wurden 
keine pädagogischen Maßnahmen ergrif-
fen und beispielsweise benötigte Lehrkräfte 
eingestellt, da die Gelder des Bundeshaus-
halts nicht für die Bildungsaufgaben der 
Länder verwendet werden dürfen. Die Mit-
tel wurden anhand der Schüler*innenzah-
len für die Länder vergeben (vgl. ebd., S. 
53). 
Auch das Förderprogramm „Ganztägige 
Bildung, Erziehung und Betreuung“ des 
Bundesministeriums für Bildung und For-
schung (BMBF) stärkte die Reformierung 
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des Bildungssystems und führte zwischen 
2008 und 2010 empirische Forschungen 
zu verschiedenen Schwerpunkten durch 
(vgl. ebd., S. 54). 
Ziele der Ganztagsschule 
Ganztagsschulen sollen eine bessere Ver-
einbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit 
ermöglichen, die Schüler*innen individuell 
fördern, ihnen Partizipation gewähren und 
Integration und Bildungschancen ermögli-
chen (vgl. ebd., S. 55). 
Wirksamkeit 
Die Wirksamkeit der Ganztagsbeschulung 
ist bereits in Studien dokumentiert. Vor al-
lem auf alleinerziehenden Familien lastet 
ein großes Armutsrisiko (vgl. ebd., S. 56). 
„Derzeit ist jedes Zehnte Kind, von dem 
(nur) ein Elternteil erwerbstätig ist, mit Ar-
mut konfrontiert.“ (ebd.) Um die Familien fi-
nanziell zu entlasten, muss die Aufnahme 
eines Berufs unterstützt werden und vor al-
lem die Frauenerwerbsquote steigen. Aus 
dem Vierten Nationalen Bildungsbericht 
von 2012 ist ersichtlich, dass die Zahl der 
erwerbstätigen Frauen zwischen 2006 und 
2009 deutlich gestiegen ist, was auf die Be-
treuung durch Ganztagsschulen zurückzu-
führen ist (vgl. ebd.). 
Laut der StEG-Studie erleben Familien und 
vor allem Mütter durch die Ganztagsschule 
Entlastung (vgl. ebd., S. 57). Zudem wer-
den Doppel-Verdiener-Familien ermöglicht, 
besonders wenn das Kind die Grundschule 
besucht und somit eine verlässliche Betreu-
ung sichergestellt wird (vgl. ebd.). 
Die moderne Ganztagsschule zielt nicht auf 
die alleinige Ausweitung des Schulalltags 
ab, sondern beabsichtigt die bestmögliche 
Förderung von Lernenden. Mit der steigen-
den Heterogenität in der Gesellschaft, als 
auch im Klassenzimmer, wird eine individu-
elle Förderung unabdingbar. Möglichkei-
ten der Hausaufgabenbetreuung oder mu-
sikalische und sportliche Zusatzangebote 
bestehen. Des Weiteren zeigt sich bei-
spielsweise auch im informellen Lernsetting 
des gemeinsamen Mittagessens der Schü-
ler*innen ein soziales Lernen (vgl. ebd., S. 
58). Hier sind die Kinder im Austausch mit-
einander, erlernen Tischregeln und soziale 
Kompetenzen werden gefördert (vgl. ebd.). 
Durch außerschulische Kooperations-
partner haben Kinder die Möglichkeit, indi-
viduellen Freizeitaktivitäten und Neigungen 
nachzugehen (vgl. ebd., S. 59). Möglicher-
weise eröffnen sich Lernchancen, die ohne 
eine ganztägige Beschulung nicht möglich 
wären. Heranwachsende in einer schwieri-
gen sozialen Lage können durch das Perso-
nal und die Mitschüler*innen der Ganz-
tagsschule eine bessere Unterstützung er-
fahren (vgl. ebd., S. 63).  
Laut dem Vierten Nationalen Bildungsbe-
richt fällt auf, dass Schüler*innen mit Mig-
rationshintergrund, welcher ein möglicher 
Aspekt für Bildungsungleichheit sein kann, 
die deutsche Sprache bei ganztägiger Be-
schulung besser sprechen können (vgl. 
ebd.). Genauso wird im Bericht deutlich, 
dass das Bildungsniveau von Familien mit 
Migrationshintergrund steigt (vgl. ebd.). Je-
doch sind diese Ergebnisse mit Vorsicht zu 
betrachten, da die „Ursachen-Wirkungs-Zu-
sammenhänge nicht eindeutig geklärt“ 
(ebd., S. 63) sind. Denn ein Migrationshin-
tergrund bedeutet nicht automatisch eine 
Bildungsbenachteiligung, sondern stellt le-




Bei der Auseinandersetzung mit den Ganz-
tagsschulbetrieben im Ausland muss deut-
lich gesagt werden, dass verschiedene 
Kontextbedingungen und „Praktiken im 
Ausland immer vor dem Hintergrund der ei-
genen Wahrnehmungsfolie betrachtet wer-
den“ (Amos 2015, S. 152). Das bedeutet, 
dass die Ganztagsschule in anderen Län-
dern andere Merkmale trägt und nicht di-
rekt mit der deutschen verglichen werden 
kann. 
Im Folgenden werden die Länder England 
(nicht Großbritannien), die USA und Ka-
nada betrachtet. Durch Auswahl wird die 
Vielfalt der Umsetzung von Ganztagsschule 
deutlich, da dort schon lange der Ganz-
tagsbetrieb die Norm ist (vgl. ebd.). Inter-
national betrachtet decken sich die Bil-
dungsziele der ausgewählten Länder (vgl. 
ebd., S. 155). „Bildungsgerechtigkeit, Aus-
schöpfung von Begabungsreserven, umfas-
sende Förderung aller SuS, Berufstätigkeit 
beider Elternteile oder berufliche Beanspru-
chung Alleinerziehender“ (ebd.) stehen 
auch im Zentrum internationaler Ganztags-
schuldebatten. 
England 
Englands Schulsystem grenzt sich mit seiner 
Heterogenität, größerer Schulautonomie 
und Unübersichtlichkeit von Deutschland 
ab (vgl. ebd., S. 156). In einem Artikel der 
Zeitung „The Independent“ aus dem Jahr 
2015 wird die politische Forderung geäu-
ßert, dass englische Schüler*innen 45 Stun-
den pro Woche und 45 Wochen pro Jahr 
beschult werden sollten (vgl. ebd.). Das 
stärkste Argument für diese neue Zeitstruk-
tur ist die Entlastung der Eltern und vor al-
lem die Unterstützung für Frauen, die durch 
die ganztägige Beschulung ihrer Kinder ei-
nem Beruf nachgehen können (vgl. ebd., S. 
157). Im Mittelpunkt der Diskussion steht 
das Ziel, dass jede/r Schüler*in es schaf-
fen soll, den Schulabschluss zu erlangen 
(vgl. ebd., S. 159).  
Die britischen Konservativen kritisieren Leh-
rer*innen für ihre vermeintliche Faulheit 
und meinen, Schule sei zu wichtig um sie 
Lehrer*innen zu überlassen. Zugleich wird 
auch beschrieben, dass die englischen 
Lehrkräfte der Reform der Zeitstruktur posi-
tiv gegenüberstehen würden und diese tole-
rieren (vgl. ebd.). „Als Pädagogen sähen 
sie die Chancen eines aus dem engen Zeit-
korsett befreiten Unterrichts. Der Unterricht 
werde entspannter, weniger gehetzt und 
gestresst. Ein solcher Unterricht böte mehr 
Zeit für Erklärungen und Erkundungen so-
wie mehr Zeit zum Wiederholen und 
Üben.“ (ebd., S.157) 
Die englische Lehrergewerkschaft National 
Union Teachers vermutet in der gleichen 
Ausgabe des „Independent“ größtenteils 
ökonomische Interessen der Politik (vgl. 
ebd.). Sie sprechen die verlorene Zeit 
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durch den Ganztagsbesuch an und kritisie-
ren die Sicht auf das Kind als „Hindernis“ 
(vgl. ebd., S. 158). 
USA 
In den USA wurde erst 1870 die Schul-
pflicht eingeführt und schon ab 1920 
wurde der Ganztagsschulbetrieb aufge-
nommen (vgl. ebd., S. 156). Eine starke 
Schulautonomie und größere Gestaltungs-
spielräume durch die Handhabe der Kom-
munen sind Merkmale des Schulsystems 
(vgl. ebd., S. 160). 
Eine Besonderheit bilden die „Charter 
Schools“ der USA (vgl. ebd.). Sie ermögli-
chen amerikanischen Lernenden einen ge-
waltigen Gestaltungsspielraum innerhalb 
des staatlichen Schulwesens (vgl. ebd.). 
In der Regel besucht der/die Schüler*in die 
Schule von 07:00 bis 18:00 Uhr und be-
legt nach dem Unterricht am Nachmittag 
Sport-, Musik-, Theater- oder Kunstkurse 
o.ä. (vgl. ebd., S. 161). Die Notwendigkeit 
der Förderung sozial benachteiligter Kin-
der wird schnell ersichtlich durch das 
Schrumpfen der Mittelklasse und das 
Wachsen der „working poor“ Familien. El-
tern üben mehrere Jobs aus, um überhaupt 
das Existenzminimum zu sichern (vgl. ebd., 
S. 162). Hier sind die Eltern dem Zusatzan-
gebot der Schule sehr positiv gegenüber 
eingestellt (vgl. ebd., S. 161). 
Es existieren auch KIPP Charter Schools, 
die mit dem speziellen Ziel der Förderung 
für benachteiligte Kinder und Jugendliche 
arbeiten (vgl. ebd., S. 163).  
Kanada 
Die Beschulung in Kanada setzt sich nicht 
so stark mit der Ganztagsschuldebatte aus-
einander. Die Schüler*innen besuchen von 
08.30-15.30 Uhr die Schule. Als einwan-
derungsfreundliches Land ist es auch be-
kannt als das „Land des modernen Multikul-
turalismus.“ (vgl. ebd., S. 165) Besondere 
bildungspolitische Themen für Kanada blei-
ben die Inklusion und Diversität (vgl. ebd., 
S. 164). „Dementsprechend wird eine part-
nerschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
Schule und Eltern vorausgesetzt.“ (ebd.) So 
wird nicht die Notwendigkeit gesehen, die 
Erziehungsaufgaben so stark wie in ande-
ren Ländern auf die Schule zu übertragen 
und insgesamt wird keine Ausdehnung des 
Schulalltags angestrebt. (vgl. ebd.) 
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